
 

  

S 4 AL 40/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 10
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 4 AL 40/99
Datum 19.09.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 AL 384/00
Datum 14.05.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts WÃ¼rzburg vom
19.09.2000 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der am 1947 geborene KlÃ¤ger erhob am 29.11.1978 Klage zum Sozialgericht
WÃ¼rzburg (SG) mit dem Ziel, die Beklagte zur weiteren FÃ¶rderung seiner
Techniker-Ausbildung zu verpflichten (Az: S 7 AL 39/79). Ferner erhob er am
11.09.1978 in diesem Zusammenhang Klage auf Schadensersatz (Az: S 7 AL
252/78).

Die Beklagte wies im Klageverfahren darauf hin, dass nach dem angefochtenen
Bescheid vom 14.07.1978 eine Wiederholung des vierten Semesters der
BildungsmaÃ�nahme zum Elektrotechniker nicht in Betracht gekommen sei, da
bereits das dritte Semester im Rahmen einer Wiederholung zweimal habe
gefÃ¶rdert werden mÃ¼ssen. FÃ¼r die Geltendmachung von
SchadensersatzansprÃ¼chen aus Amtshaftung sei ausschlieÃ�lich der Rechtsweg
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zu den ordentlichen Gerichten gegeben. In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom
11.07.1979 nahm der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers (Rechtsanwalt Dr.A.)
daraufhin nach RÃ¼cksprache mit diesem die Klagen zurÃ¼ck. Diese ErklÃ¤rung
wurde vorgelesen und vom ProzessbevollmÃ¤chtigen genehmigt.

Am 02.02.1999 erhob der KlÃ¤ger erneut Klage zum SG mit dem Antrag, die
Elektrotechniker-Ausbildung auf Kosten der Beklagten nachholen zu dÃ¼rfen und
einen rentenrechtlichen Schaden festzustellen. Verwaltungsverfahren hatte der
KlÃ¤ger vor Klageerhebung nicht erneut eingeleitet. Er bezeichnete die
RÃ¼cknahme der Klagen vom 11.07.1979 als rechtswidrig. Diese sei durch das SG
und die Beklagte absichtlich herbeigefÃ¼hrt worden. Trotz bestandener
ZwischenprÃ¼fung habe der Psychologe K. der Beklagten seine Erfolgsaussichten
verneint. Daraufhin sei die FÃ¶rderung eingestellt worden. Gegen den Psychologen
stelle er Strafantrag.

Mit Urteil vom 19.09.2000 wies das SG die Klagen als unzulÃ¤ssig ab. Es fÃ¼hrte
aus, eine Wiederaufnahme des frÃ¼heren Klageverfahrens komme nicht in
Betracht. Diese sei wegen Ablaufs der FÃ¼nfjahresfrist des Â§ 586 Abs 2 ZPO
unzulÃ¤ssig. Eine Umdeutung des Klageantrags in eine Anfechtungs- und
Leistungsklage scheide wegen des fehlenden Verwaltungsverfahrens aus. FÃ¼r eine
Feststellungsklage fehle es am Rechtsschutzinteresse. BezÃ¼glich des geltend
gemachten Schadensersatzanspruches mangele es ebenfalls an einer
Ausgangsentscheidung.

Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger Berufung zum Bayer. Landessozialgericht
eingelegt und beantragt sinngemÃ¤Ã�, die Beklagte zur FÃ¶rderung der Techniker-
Ausbildung bzw zur Ausbildung zum Steuergehilfen sowie zu rechtenrechtlichem
Schadensersatz zu verurteilen. Einen weiteren Antrag stelle er nicht.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Es sei beim Arbeitsamt ein entsprechender Antrag auf Fortsetzung bzw Nachholung
der 1977 abgebrochenen Elektrotechnikerausbildung aktuell nicht gestellt worden,
so dass auch kein diesbezÃ¼gliches Verwaltungsverfahren durchgefÃ¼hrt worden
sei. Es handele sich offensichtlich um den Versuch der Wiederaufnahme von
VorgÃ¤ngen aus dem Jahre 1977. Die Verwaltungsunterlagen aus dem Jahr 1977
seien jedoch bereits vernichtet.

Zur ErgÃ¤nzung des Sachverhalts wird auf die Leistungsakten des KlÃ¤gers, auf die
Archivakten des Sozialgerichts WÃ¼rzburg und des Bayer. Landessozialgerichts
sowie auf die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz verwiesen. 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151 Sozialgerichtsgesetz
â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet.

Bei der Klage vom 02.02.1999, die der KlÃ¤ger irrig als Widerklage (Â§ 100 SGG)
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bezeichnete, handelt es sich im Kern um einen Widerruf der KlagerÃ¼cknahme vom
11.07.1979, da die RÃ¼cknahmeerklÃ¤rung nach Ansicht des KlÃ¤gers rechtswidrig
bewirkt worden sei. Die Klageverfahren S 7 AL 252/78 und S 7 AL 39/79 wurden
durch die ZurÃ¼cknahmeerklÃ¤rung des ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers
vom 11.07.1979 jedoch wirksam beendet.

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers hat nach RÃ¼cksprache mit diesem im
Termin vom 11.07.1979 ausdrÃ¼cklich erklÃ¤rt, dass er die Klagen zurÃ¼cknehme.
Diese ErklÃ¤rung war eindeutig und vom ErklÃ¤rungswillen des
ProzessbevollmÃ¤chtigten und offensichtlich auch des KlÃ¤gers umfasst. Dies ergibt
sich daraus, dass sie von dem ErklÃ¤renden nach nochmaligem Vorlesen
ausdrÃ¼cklich genehmigt wurde (Â§ 162 Abs 1 Zivilprozessordnung â�� ZPO -) und
der KlÃ¤ger nicht widersprochen hat.

Die erklÃ¤rte KlagerÃ¼cknahme ist nicht wirksam widerrufen worden. Zwar ist ein
Widerruf grundsÃ¤tzlich nicht ausgeschlossen, aber nur unter den Voraussetzungen
der Â§Â§ 179, 180 SGG iVm Â§Â§ 578, 579, 580 ZPO mÃ¶glich. Es sind aber weder
NichtigkeitsgrÃ¼nde noch RestitutionsgrÃ¼nde iS Â§Â§ 579, 580 ZPO ersichtlich.
Der KlÃ¤ger hat solche auch nicht geltend machen kÃ¶nnen. Im Ã�brigen sind
gemÃ¤Ã� Â§ 586 Abs 2 Satz 2 ZPO Nichtigkeits- und Restitutionsklagen nach Ablauf
von 5 Jahren unstatthaft. Eine Anfechtung der KlagerÃ¼cknahme kommt nach
herrschender Meinung ohnehin nicht in Betracht (BSGE 14, 138; BSG SozR Nr 3 Â§
119 BGB; BSG SozR 1500 Â§ 102 Nr 2; BSG Urteil vom 19.03.2002 â�� B 9 V 75/01
B â�� = HVBG-Info 2002, 2150 â�� 2152).

Die Klageverfahren S 7 AL 252/78 und S 7 AL 39/79 sind somit durch wirksame
RÃ¼cknahmeerklÃ¤rung vom 11.07.1979 beendet worden.

Eine vom KlÃ¤ger geltend gemachte FÃ¶rderung zum Steuergehilfen war nicht
Gegenstand der o.a. Klageverfahren der Jahre 1978/ 1979. Sie wurde mit der
Klageschrift vom 02.02.1999 erstmals gerichtlich geltend gemacht. Allerdings hat
die Beklagte hierÃ¼ber â�� soweit ersichtlich â�� noch nicht entschieden, so dass
eine Anfechtungsklage nicht in Betracht kommt. Eine andere Klageart scheidet
ebenfalls aus.

Die Berufung ist daher zurÃ¼ckzuweisen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde, die Revision nach Â§ 160 Abs 2 Nrn 1, 2 SGG zuzulassen, liegen nicht vor.

Erstellt am: 15.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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